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Dreher hat abgedreht
Der geistige Vater der Autopartei hat kurz
vor den herbstlichen Nationalratswahlen
erkennen müssen, dass sein Club doch nicht
so flott in Fahrt ist. Mit grossem Elan startete
Michael E. Dreher zur Rettung des
Vaterlandes in winterlicher Eiseskälte EndeJanuar

1990 eine Volksinitiative wider den
Steuerstaat. «Abschaffung der direkten Bundessteuer»

hiess das Begehren, doch am 13.

August musste die Bundeskanzlei melden, die

Sammelzeit sei «unbenutzt abgelaufen».
Die Autopartei dürfte wohl nicht zu den

Wahlsiegern gehören.

Cottis Abfuhr
Jubiläums-Bundespräsident Flavio Cotri
geht sicher in die Geschichte ein. Allerdings
kaum als Problemloser. Seine neueste Idee,

Pensionskassengelder zur Finanzierung von
Wohneigentum einzusetzen, ist zwischen
den Fronten zerrieben worden. Schulter an
Schulter traten Gewerkschafter Beat
Kappeler und die Zürcher Bank- und Versiche-

rungs-Nationalrätin Vreny Spoerry (FDP)
an einer öffentlichen Tagung dagegen an.

N y
Vaterland und Tagblatt unter einer Decke

8

Wohin treibt der SGB?

Mit dem Gewerkschaftsbund geht's
eindeutig bergab. Im Pressedienst vom 8.

Auguststeht in der einenIi telzeile, die

«Mitbestimmung» sei «gegenwärtig kein
Diskussionsthema», im Titel danach hingegen
heisst's: «SUVA: Ein mitbestimmter Betrieb

Politiker gibt's, die können ein
Versprechen nicht von einem Versprecher

unterscheiden. G.

gedeiht.» Das ginge ja noch. Aber die
Gewerkschaftsleute feiern auch im September
noch Sommerferien, erscheint doch deren
Pressedienst auch dann nur im Zweiwo-
chen-Intervall. So wird sich ein neues
Wahldebakel für Gewerkschafter kaum
verhindern lassen.

Die Schuld des Scheiterns
Endlich haben die Euro-Initianten den

Schuldigen entdeckt. Es ist der Stimmbürger.

Peter Tschopp aus Genf, dem Vernehmen

nach «ordentlicher» Professor an der

Universität, gibt in der Neuen Zürcher Zeitung

als Mitglied des Komitees eine
Lageanalyse zum stockenden Verlaufder
Unterschriftensammlung. Der harzige Verlauf
der «Euro-Initiative» zeige, dass «der
Schweizer den Ernst der Lage überhaupt
nicht erkennt».

Gesetzesmaschine
Die Gesetzesmaschinerie arbeitet immer
schneller. Eine Revision des Lebensmittelgesetzes

befindet sich zurzeit im Stadium
der parlamentarischen Beratung, und
bereits hat Bundespräsident Flavio Cotti die
nächste Revision eingeleitet. Ein Vernehm-
lassungsverfahren läuft schon. Das ginge
alles noch, aber es betrifft dieselben Artikel!

Ruf schier unbekannt
Der Berner Schweizer-Demokraten-
Nationalrat Markus Ruf muss nach

einem liefschlag um seine Wiederwahl

bangen. Im Kanton Bern scheint
Ruf nämlich nahezu unbekannt zu
sein. Ruf reichte Beschwerde ein

gegen die Absicht vieler Gemeinden,
aufdem Versand von Ruf-Wahlmaterial

saftige Gebühren zu erheben.
Doch statt ihm Recht zu geben,
schickte die Berner Kantonalkanzlei
dem Berner Grossrat und Nationalrat
einen Zettel mit der Aufforderung,
erst einmal den Beweis dafür
anzutreten, dass er im Kanton Bern
überhaupt stimmberechtigt sei. Niemand
auf der Kanzlei scheint offenbar zu
wissen, dass Ruf gewählter Volksvertreter

ist.

Der heimliche
Auslönderfreund
Fritz Meier hat's wieder nicht geschafft. Der
ehemalige Alterspräsident des Nationalrats
muss wieder melden, es sei nicht gelungen,
genügend Unterschriften für seine
Ausländer-Initiative zusammenzutragen. Doch hat
Meiers Stil Methode. Den ersten Anlauf
nahm Meier ebenfalls einJahr vor den Wahlen,

1986, um im letzten Wahljahr 1987 das

Scheitern melden zu müssen. Ist Meier
eigentlich ein heimlicher Ausländerfreund?

Lisette Chlämmerli
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